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§§ 4, 21, Absatz 1 Buchstabe b und § 23 Absatz 1 der Militärgerichtsord- 
nung sachlich unzuständig war;

3. die Hauptverhandlung in Abwesenheit eines Beteiligten, dessen An» 
Wesenheit das Gesetz vorschreibt, stattgefunden hat;

4. das Urteil auf Grund einer Hauptverhandlung ergangen ist, bei der die 
Vorschriften über die Öffentlichkeit des Verfahrens verletzt sind;

5. die Vorschriften über das Recht auf Verteidigung verletzt worden sind.

§ 301 
Selbstentscheidung

(1) Beruht das angefochtene Urteil auf ungenügender Aufklärung oder 
unrichtiger Feststellung des Sachverhalts und hat das Gericht ausnahms­
weise eine eigene Beweisaufnahme durchgeführt, kann es das angefochtene 
Urteil abändern und in der Sache selbst entscheiden.

(2) Ergibt sich, auf Grund der Hauptverhandlung, daß das Urteil im 
Schuldausspruch abzuändern ist, kann das Gericht selbst entscheiden, 
wenn es auf keine höhere als die in erster Instanz ausgesprochene Strafe 
erkennt oder eine zwingend bestimmte Zusatzstrafe ausspricht.

(3) Ergibt sich auf Grund der Hauptverhandlung, daß das angefochtene 
Urteil nur im Strafausspruch abzuändern ist, kann das Gericht selbst ent­
scheiden, wenn es eine geringere als die in erster Instanz erkannte Strafe 
oder eine zwingend bestimmte Zusatzstrafe ausspricht.

(4) Das Gericht muß selbst entscheiden, wenn der Angeklagte ohne wei­
tere tatsächliche Erörterungen freizusprechen ist; das gleiche gilt, wenn 
nach den Bestimmungen des Strafgesetzbuches von Maßnahmen der straf­
rechtlichen Verantwortlichkeit abzusehen ist.

§ 302
Wirkung des Urteils auf Mitverurteilte

Wird das Urteil zugunsten eines Angeklagten wegen Verletzung des 
Gesetzes aufgehoben und erstreckt sich das Urteil, soweit es aufgehoben 
wird, noch auf andere Angeklagte, wird das Urteil auch zugunsten dieser 
Angeklagten aufgehoben oder abgeändert.

§ 303
Inhalt der Urteilsgründe

(1) In den Urteilsgründen ist darzulegen, ob das Rechtsmittel aus tat­
sächlichen oder rechtlichen Gründen als unbegründet zurückgewiesen 
worden ist.

(2) Wird dem Rechtsmittel stattgegeben, ist anzugeben, auf welchen 
Gründen die Aufhebung und Zurückverweisung oder die Abänderung und 
Selbstentscheidung beruht.
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